
Anfang März gab Außen-
ministerin Annalena 
Baerbock (Grüne) das 
Ziel einer „feministi-

schen Außenpolitik“ bekannt. Da-
für wirbt sie bei ihren Reisen in 
der Welt. Kim-Mailin Weinrich 
und Mirja Mattern sind im Vor-
stand von „Frauen@diplo e.V.“, ei-
nem Verein im Auswärtigen Amt 
(AA). Im Interview sprechen 
Weinrich und Mattern darüber, 
wie sie bei Kollegen für die femi-
nistische Außenpolitik werben, 
auf welche Widerstände sie sto-
ßen und warum sie ihren Verein 
noch für unverzichtbar halten.

Wie überfällig war eine feministi-
sche Außenpolitik für Deutschland?
Kim-Mailin Weinrich: Eine feminis-
tische Außenpolitik kommt genau 
zur rechten Zeit. Seit unserer Ver-
einsgründung haben wir uns für 
Inhalte der feministischen 
Außen politik eingesetzt, damals 
nicht ausschließlich unter diesem 
Titel. Als 2021 der Führungswech-
sel im Ministerium feststand und 
klar war, dass wir erstmals eine 
Außenministerin bekommen, ha-
ben wir uns nochmal intensiver 
dafür eingesetzt.

Für welche Inhalte haben Sie sich 
konkret eingesetzt?
Weinrich: Die feministische Au-
ßenpolitik richtet sich zum einen 
nach außen, also auf die Zusam-
menarbeit mit anderen Staaten 
und Partnern, und zum anderen 
nach innen, also auf die Arbeits-
weise im Ministerium. Im Innen-
verhältnis setzen wir uns zum 
Beispiel für mehr Frauen in Füh-
rungspositionen ein und für mehr 
Vereinbarkeit von Beruf und Pri-
vatleben.

Brauchte es eine Außenministerin, 
damit eine feministische Außenpoli-
tik verabschiedet wird?
Mirja Mattern: Es gab schon unter 
vorherigen Leitungen Fortschrit-
te. Zum Beispiel wurde auch 
schon vor dem Leitungswechsel 
im Rekrutierungsprozess gezielt 
nach Frauen gesucht, um Parität 
zu erreichen. Aber mit der femi-
nistischen Außenpolitik, die 
durch die aktuelle Regierung vor-
gegeben wurde, ist noch einmal 
Schwung reingekommen.

Wie verändert die feministische Au-
ßenpolitik die Arbeit im AA?
Weinrich: Feministische Außenpo-
litik ist ein Querschnittsthema. 
Das heißt, jeder und jede muss 
sich damit beschäftigen und fra-
gen: Was bedeutet das jetzt für 
mich und meine Arbeit? Das kön-
nen konkrete Sachen sein, wie 
zum Beispiel, zu Frauen rechten 
Position zu beziehen, als Bot-
schafter nicht nur zum Weltfrau-
entag einen Tweet abzusetzen, 
oder bei Veranstaltungen auf pa-
ritätisch besetzte Panels zu ach-
ten. Wir wollen, dass jeder und 
jede einen feministischen Reflex 
entwickelt.

Was heißt das?
Mattern: Zunächst ist es wichtig 
zu betonen, dass feministische 
Außenpolitik nicht nur auf Frau-
en abzielt. Feministische Außen-
politik ist inklusiv. Alle gesell-
schaftlichen Gruppen sollen glei-
chermaßen Rechte, Ressourcen 

und Repräsentanz erfahren. Frau-
en und marginalisierte Gruppen 
genießen teilweise noch keine ge-
rechte Teilhabe, deswegen liegt 
der Fokus auf ihnen. Der feminis-
tische Reflex bedeutet, verein-
facht gesagt, dass Frauen und 
marginalisierte Gruppen immer 
mitgedacht werden.

Wie werben Sie bei Kollegen für den 
feministischen Reflex?
Weinrich: Feministische Außenpo-
litik ist ja keine Politik gegen 
Männer, sondern es geht darum, 
alle Menschen in einer Gesell-
schaft mit einzubeziehen. Von in-
klusiveren Gesellschaften profi-
tieren auch Männer. Und was un-
seren Verein angeht: Während 
Kolleginnen Mitglieder unseres 
Vereins werden können, können 
Kollegen Freunde des Vereins 
werden, also eine vereinfachte 
Mitgliedschaft haben. Wir bieten 
dann unter anderem Vorträge, 
Mittagessen und After-Work-

Events an, bei denen wir ver-
schiedene Themen besprechen.

Stoßen Sie bei Ihrem Vorhaben auf 
Widerstand?
Mattern: Natürlich ist es so, dass 
man sich als Frauen und als jun-
ger Verein den Respekt und das 
Standing erst einmal erarbeiten 
muss. Durch die feministische 
Außenpolitik hat sich das noch 
einmal vereinfacht. Aber wir hö-
ren auch immer mal Kommenta-
re wie „Wo ist denn jetzt Män-
ner@diplo e.V.?“ oder „Braucht es 
euch denn noch, wir haben ja jetzt 
die feministische Außenpolitik?“

Und, braucht es Ihre Organisation 
noch?
Mattern: Die klare Antwort ist Ja. 
Sobald es Chancengleichheit, 
Gleichberechtigung und Parität 
gibt, lösen wir uns gerne auf. 
Aber so weit sind wir noch nicht. 
Deswegen sehen wir unseren Ar-
beitsauftrag noch sehr klar.

„Das ist ja keine Politik gegen Männer“
Interview Die feministische Außenpolitik soll auch die Arbeitsweise im Auswärtigen Amt verändern. Der Verein 
Frauen@diplo e.V. wirbt bei Kollegen dafür – und stößt auch mal auf Widerstand. Von Janina Hirsch

Außenministerin Annalena Baerbock pflanzt gemeinsam mit Kindern einen Baum in Snuny im Irak. Foto: Michael Kappeler/dpa

Russland 
Mehr Häftlinge 
für den Krieg
London. Das russische Verteidi-
gungsministerium rekrutiert nach 
Einschätzung britischer Geheim-
dienste mittlerweile selbst Häft-
linge für den Krieg gegen die 
Ukraine. Es sei wahrscheinlich, 
dass sich allein im April 2023 bis 
zu 10 000 Gefangene dem Militär 
angeschlossen haben, teilte das 
britische Verteidigungsministeri-
um mit. Die Kampagne sei Teil 
des Versuchs, die Zahl der Solda-
ten zu erhöhen und gleichzeitig 
eine neue Mobilmachung zu ver-
meiden. dpa

Nicaragua 
Parlament löst 
Rotes Kreuz auf
Managua. Das nicaraguanische 
Parlament hat die nationale Or-
ganisation des Roten Kreuzes auf-
gelöst. Das Rote Kreuz Nicara-
guas (CRN) habe beim Aufstand 
von 2018 „gegen den Frieden und 
die Stabilität der Nation“ agiert, 
heißt es in dem Beschluss, den 
das von der regierenden sandinis-
tischen Partei (FSLN) dominier-
te Abgeordnetenhaus verabschie-
dete. Alle Güter des Roten Kreu-
zes sollen beschlagnahmt und 
dem Gesundheitsministerium 
übergeben werden. epd

Wales 
Parteichef tritt 
zurück
Cardiff. Nach Kritik an einer Kul-
tur der Belästigung und Frauen-
feindlichkeit in der walisisch-na-
tionalen Partei Plaid Cymru ist 
Parteichef Adam Price zurückge-
treten. Er fühle sich angesichts 
des kollektiven Versagens der 
Führung moralisch zu diesem 
Schritt verpflichtet, teilte Price 
mit. Die linksnationale Partei tritt 
– wie die schottische SNP – für 
die Unabhängigkeit vom Verei-
nigten Königreich ein und ist im 
britischen Parlament mit drei Ab-
geordneten vertreten. dpa

Zur Person

Mirja Mattern ar-
beitet seit elf Jah-
ren im Auswärtigen 
Amt. Nach der 
Schule stieg sie 
durch ein Duales 

Studium in den gehobenen Dienst ein. 
Inzwischen ist Mattern auf ihrem drit-
ten Posten, arbeitete unter anderem 
bereits im Generalkonsulat in Sydney. 

Kim-Mailin Wein-
rich studierte Poli-
tikwissenschaft 
und begann nach 
dem Studium 2015 
ihre Laufbahn im 

höheren Dienst des Auswärtigen Am-
tes. Sie arbeitete unter anderem in 
der Botschaft in Kolumbien. Der Ver-
ein Frauen@diplo e.V. wurde 2018 ge-
gründet. Heute zählt der Verein um 
die 300 Mitglieder.

POLITISCHES BUCH

Die Mitte in der Zange
Schon seit langem beschäftigt den 
Frankfurter Professor für Politische 
Theorie und Ideengeschichte der Nie-
dergang konservativer Parteien in Eu-
ropa (und dem Rest der Welt) sowie 
der Einfluss, den neoliberale Strömun-
gen darauf haben. Thomas Biebricher 
wendet sich in seinem neuen Buch 
nun konkret den Konservativen in Ita-
lien, Frankreich und Großbritannien zu, 
ihren Häutungen und ihrem Sturz in 
die Bedeutungslosigkeit, jedenfalls in 
Italien und Frankreich. Was hat das 
mit der Union in Deutschland zu tun? 
Sehr viel, schreibt der Autor, und doch 
gibt es Unterschiede. Die Parallelen 

liegen in der strategischen Zangenbe-
wegung, der sich auch CDU und CSU 
ausgesetzt sehen. Aus der Mitte wird 
der Konservatismus von (neo-)libera-
len Parteien bedrängt, von bürgerli-
chen Wettbewerbern, zu denen bei 
großzügiger Betrachtung neben der 
FDP auch die Grünen gehören, von 
Rechts durch die AfD. Diese unbeque-
me Lage macht es schwer, ein Profil zu 
gewinnen, das konservativ genug ist, 
um die Mitte-Rechts-Wähler anzu-
sprechen, ohne dem Populismus der 
AfD zu nahe zu kommen, andererseits 
ausreichend modern, um in der libera-
len Mitte nicht zu viele Stimmen zu 

verlieren. Das Problem oder sogar die 
Tragik der Konservativen besteht nach 
Meinung Bierbrichers darin, dass sie 
typischerweise nicht das Bestehende 
zu verteidigen versuchen, sondern das 
Vergehende. Das aber wirkt auf das 
Publikum eher verzweifelt als gestal-
tend. Gunther Hartwig 

Thomas Bierbricher: 
Mitte/Rechts. 
Die internationale Kri-
se des Konservatis-
mus.Suhrkamp Verlag, 
Berlin 2023. 638 Sei-
ten. 30 Euro.

Berlin. Es sollte der große Wurf 
werden – und zugleich einen jah-
relangen Streit beenden. Nach-
dem mehrere Anläufe zur Reform 
des Wahlrechts an den wider-
streitenden Interessen im Parla-
ment gescheitert waren, hatte der 
Bundestag vor gut einem Jahr 
eine Kommission eingesetzt. Ihr 
Thema: „Reform des Wahlrechts 
und Modernisierung der Parla-
mentsarbeit“. Tatsächlich haben 
sich die 13 Abgeordneten und 13 
Sachverständigen auf einen Ab-
schlussbericht verständigt. Am 
Freitag wird das 100 Seiten star-
ke Werk Bundestagspräsidentin 

Bärbel Bas (SPD) übergeben; die 
Medien wurden eigens zu einem 
Bildtermin eingeladen.

Beim schönen Foto wird es 
aber vermutlich bleiben müssen, 
denn ändern wird sich durch den 
Bericht erst mal nichts. „Es gibt 
keinen wie auch immer gearteten 
Durchbruch“, sagt Unions-Parla-
mentsgeschäftsführer Thorsten 
Frei (CDU). Ein neues Wahlrecht 
nämlich setzten die drei Ampel-
Parteien – Kommission hin oder 
her – bereits kraft ihrer eigenen 
Mehrheit durch. Union und Lin-
ke tobten und wollen klagen. Die 
Stimmung war im Keller.

Dennoch tagte das Gremium 
weiter – und tatsächlich gibt es in 
einigen weiteren Fragen durchaus 
Konsens. Mehrheitlich wird bei-
spielsweise empfohlen, die Dau-
er der Legislaturperiode auf fünf 
Jahre zu verlängern, wie es in al-
len deutschen Landtagen, mit 
Ausnahme von Bremen, inzwi-
schen üblich ist. Da nicht nur die 
Ampel, sondern auch die Union 
grundsätzlich dafür ist, gäbe es 
sogar eine Mehrheit für die nöti-
ge Grundgesetzänderung. Nur 
wird diese Abstimmung wohl auf 
absehbare Zeit von niemandem 
angesetzt. Denn Union und SPD 

sind sich wiederum ganz und gar 
nicht einig, ob und mit welchen 
anderen Änderungen dieses Vo-
tum gekoppelt werden sollte.

Den Ampel-Parteien liegt noch 
ein weiteres Thema am Herzen, 
nämlich die Absenkung des Wahl-
alters auf 16 Jahre auch bei der 
Bundestagswahl. Dies empfiehlt 
auch die Kommission – mit der 
Mehrheit der drei Koalitionspart-
ner sowie der Linken. Aber die 
auch dafür nötige Zweidrittel-
mehrheit liegt in weiter Ferne, 
denn die Union ist strikt dagegen. 
Dissenz herrscht auch mit Blick 
auf die Frage, wie der Frauenan-

teil im Bundestag gesteigert wer-
den kann, der noch immer bei ge-
rade einem Drittel liegt. Mit Blick 
auf ein Paritätsgesetz, also eine 
gesetzliche Vorschrift zur Gleich-
verteilung der Mandate, geht der 
Riss mitten durch die Ampel – 
SPD und Grüne dafür, FDP dage-
gen – sowie auch durch die Uni-
onsfraktion, wo sich insbesonde-
re einige der Frauen eine solche 
Regel durchaus vorstellen kön-
nen. Unter dem Strich verwun-
dert das Urteil von Frei also nicht: 
„Die Kommission hat die Erwar-
tungen nicht erfüllen können.“

 Ellen Hasenkamp

Alle sind dafür, doch nichts geschieht
Bundestag Eine Kommission schlägt vor: Wahlen alle fünf Jahre und gesetzliche Parität im Parlament.

Abgeordnete 
auf den Hund 
gekommen

Berlin. Parlamentarier sind auch 
nur Menschen. Entsprechend fin-
den sich unter ihnen viele Hun-
defreunde. 34 Bundestagsabge-
ordnete haben den Parlaments-
kreis Hund gebildet. Ihr Ziel: Der 
Bundes tag soll hunde freundlicher 
werden. Doch nicht nur das: Die 
Vier beiner sollen auch für Arbeit-
nehmer deutschlandweit zum 
Teil des Büro alltags werden.

„In vielen Büros sind Hunde 
heutzutage selbstverständlich“, 
sagt der CDU-Gesundheitspoliti-
ker Tino Sorge dieser Zeitung. Sie 
sorgten für gute Laune und 
schützten vor Stress, so der Mit-
begründer des Kreises und Besit-
zer des Spanischen Wasserhun-
des Oscar. „Das wollen wir för-
dern, wo es möglich ist.“ Ein wei-
terer Vorteil aus seiner Sicht: Für 
viele Hundebesitzer ließe sich die 
Zeit mit den Vierbeinern deutlich 
besser mit dem Berufsleben ver-
einbaren, wenn der Hund ab und 
zu mit zur Arbeit dürfte.

Die Rechtslage ist klar: Den 
Vierbeiner ins Büro mitzuneh-
men ist verboten, es sei denn, der 
Arbeitgeber stimmt explizit zu. 
Meistens wird er das nur tun, 
wenn die davon betroffenen Kol-
legen zustimmen. Eine Ausnah-
me bilden Begleithunde, zum Bei-
spiel für Blinde.

Studien deuten an, dass Hun-
de im Büro positive Effekte ha-
ben. Wer einen Hund streichelt, 
profitiert vom Glückshormon 
Oxytocin, das dafür sorgt, dass 
sich das Stresshormon Cortisol 
abbaut, belegt eine Studie der Vir-
ginia Commonwealth University. 
Hunde sorgen für mehr Kommu-
nikation und in den Pausen für 
mehr Bewegung beim ganzen 
Kollegium, argumentiert unter 
anderem der Bundesverband Bü-
rohund – den gibt es wirklich.

Ein erster Schritt für den Par-
lamentskreis soll es sein, das 
Hohe Haus hundefreundlicher zu 
machen. „Auch im Bundestag 
sollte es möglich sein, Hunde ins 
Büro mitzubringen“, findet Sor-
ge. Das sei derzeit durch die 
Hausordnung verboten. „Zumin-
dest an einzelnen Tagen und mit 
Zustimmung der Arbeitskollegen 
sollte es künftig erlaubt sein, 
Hunde ins Büro mitzubringen“. 
Der Parlamentskreis ist überpar-
teilich besetzt, mit Ausnahme der 
AfD – wobei der Kreis auch ihr 
offensteht. Die meisten Hunde-
freunde im Bundestag finden sich 
übrigens bei Union (11) und FDP 
(11). Dominik Guggemos

Bundestag Vierbeiner sind 
im Parlament verboten. 30 
Mitglieder wollen das nun 
ändern. Sie haben einen 
Arbeitskreis gegründet.

Darf er bald öfter mit ins Büro?
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